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Kleine Anfrage 2872 
 
des Abgeordneten Rüdiger Weiß   SPD 
 
 
Was hat die Landesregierung unternommen, um die polizeiliche Zusammenarbeit 
zwischen Nordrhein-Westfalen, Belgien und den Niederlanden zu verbessern? 
 
 
In Ihrem Koaltionsvertrag plädiert die Landesregierung für grenzüberschreitend gedachte 
innere Sicherheit (S. 116). Sie verspricht in diesem Zusammenhang sich unter stärkerer 
Einbeziehung der Bundespolizei für eine Verbesserung des Grenzschutzes an den Grenzen 
zu den Niederlanden und Belgien einzusetzen, NRW-Verbindungsbeamte zu den 
niederländischen und belgischen Polizeibehörden zu entsenden und eine „Ermittlungsgruppe 
zur Bekämpfung von Geldautomaten-Sprengungen sowie im Bereich Einbruchdiebstahl“ 
einzusetzen. Außerdem sollen Einsätze von Polizeibeamten und Landesbediensteten in 
europäischen Institutionen und internationalen EU-Einsätzen aktiv gefördert werden. 
Kompetenzen der Polizei bei der Verfolgung von Straftaten jenseits der Grenzen sollen 
überprüft und gegebenenfalls ausgeweitet werden. 
 
Die Landesregierung lässt eine klare Strategie für einen effektiveren Grenzschutz vermissen. 
Einerseits bekennt sich der Ministerpräsident zu Freizügigkeit innerhalb der Europäischen 
Union1, andererseits bleibt die Landesregierung intelligente Lösungen für Ausstattung, 
Vernetzung und Finanzierung für eine bessere grenzüberschreitende Zusammenarbeit von 
Polizeibehörden bisher schuldig. 
 
Dabei geht es nicht nur um ein effektiveres Handeln, sondern auch um potentielle Ressourcen- 
und Personaleinsparungen. 
 
In einer Sachverständigenanhörung des Innenausschusses vom 14.03.2019 regen Vertreter 
von GdP und BDK an, noch deutlich stärker in die Vernetzung der nordrhein-westfälischen 
Polizeibehörden mit den niederländischen und belgischen Polizeibehörden zu investieren, und 
von Innovativen Lösungsansätzen außerhalb NRWs zu lernen.2 
 
So sei die niederländische Polizei mit dem Einsatz von „mobilen Wachen“ – mit allem 
technischen Zubehör ausgestattete LKWs – und eigens für diesen Zweck eingerichteten 

                                                
1 https://www.ksta.de/politik/armin-laschet-im-interview--ein-nationaler-alleingang-schafft-chaos--
30667814  
2 Siehe Landtag Nordrhein-Westfalen, APr 17/566 
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Parkbuchten im Grenzbereich ein Beispiel dafür, wie Ressourcen in einem offenen 
Grenzbereich effektiv und kostengünstig eingesetzt werden können. 
 
Auch bei der Finanzierung gebe es gute Beispiele außerhalb NRWs. 
 
In Bad Bentheim in Niedersachsen etwa werde seit mehreren Jahren ein gut funktionierendes 
grenzüberschreitendes Polizeiteam aus Euregio-Mitteln mitfinanziert. 
Zwar gebe es beispielsweise mit Kleve den Versuch, auch in NRW ein grenzüberschreitendes 
Polizeiteam zu installieren, einzige Partnerin sei allerding die Koninklijke Marechaussee, 
während die Landespolizei Nordrhein-Westfalen und auch die Nationale Politie sich nicht 
beteiligten. 
Die grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenarbeit mit Belgien sei darüber hinaus noch 
stark ausbaufähig. So fehle vor allem im Vergleich zur Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und den Niederladen ein ausdeklinierter Polizeivertrag, der eine dauerhafte Wirksamkeit in der 
Zusammenarbeit zwischen den nordrhein-westfälischen und den belgischen Polizeibehörden 
ermögliche. 
 
Zwar hat die Landesregierung im April 2019 eine „Erneuerte politische Erklärung der 
Regierungen der Mitgliedstaaten der Benelux-Union und des Landes Nordrhein-Westfalen 
über die weitere Entwicklung einer engen Zusammenarbeit“ unterzeichnet, die das Thema 
„Innere Sicherheit“ explizit aufgreift. Allerdings beschränkt sich die Erklärung in diesem 
Bereich auf zu großen Teilen bereits geleistete Absichtsbekundungen, sodass aus ihr keine 
konkreten Maßnahmen oder neue Initiativen erwachsen. 
 
Die Versprechungen der schwarz-gelben Landesregierung bleiben auch knapp zweieinhalb 
Jahre nach Übernahme der Regierungsgeschäfte unkonkret und die Landesregierung selbst 
einen Nachweis über deren Verwirklichung oder zumindest die hierzu unternommenen 
Anstrengungen schuldig. 
 
 
Deshalb frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie möchte die Landesregierung grenzüberschreitend tätige Polizei besser ausstatten? 
 
2. Welche Pläne und Aktivitäten gibt es in der Landesregierung, um auch in NRW ein 

grenzüberschreitendes Polizeiteam nach dem Vorbild Bad Bentheims zu installieren? 
 
3. Wie viele Polizeibeamte, Landesbedienstete und NRW-Verbindungsbeamte wurden seit 

2018 im Vergleich zu den Jahren 2012-2017 in europäische Institutionen und 
internationale EU-Einsätze, sowie zu den niederländischen und belgischen 
Polizeibehörden entsandt? (Bitte auflisten nach Fachabteilung in NRW, Fachabteilung 
in Zielland und Dauer der Entsendung) 

 
4. Falls eine Überprüfung der Kompetenzen der Polizei bei der Verfolgung von Straftaten 

jenseits der Grenzen bereits stattgefunden hat, welche nächsten Schritte ergeben sich 
für die Landesregierung aus den Ergebnissen dieser Überprüfung? 

 
5. Inwiefern ist die Landesregierung an der Ausarbeitung eines neuen Polizeivertrags mit 

Belgien beteiligt? 
 
 
 
Rüdiger Weiß 


